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Marginalien / Rezensionen

Gregor Kritidis

Linkssozialismus, demokratische Politik und Gegenhegemonie

Zur Aktualität der Strategiedebatten in den 50er und 60er Jahren

Das Aufkommen und die Verankerung
der Antiglobalisierungsbewegung und
die Wahlerfolge der Partei Die Linke
in Deutschland in den letzten Jahren
haben die strategische Frage aufgewor-
fen, auf welche Weise ein gesellschaft-
licher Wandel denkbar ist. In der De-
batte innerhalb der politischen Linken
im weitesten Sinne geht es dabei um das

Verhältnis von außerparlamentarischen
sozialen Bewegungen zu den instituti-
onell verankerten parlamentarischen
und gewerkschaftlichen Kräften. Die
Zuspitzung der aktuellen sozialökono-
mischen Krisenprozesse verleiht die-
sem Strategieproblem eine gewisse
Dringlichkeit: Welche Organisations-
formen - Partei, Gewerkschaft, soziale

Bewegung - sind den kommenden
Herausforderungen gewachsen und ein
geeignetes Vehikel sozialer und demo-
kratischer Emanzipationsprozesse? Ein
Rückblick auf die Debatten in West-
deutschland nach 1945 kann zu dieser
Frage einige Positionsbestimmungen in
Erinnerung rufen.

Unmittelbar nach Kriegsende schien
der Kapitalismus in Deutschland am
Ende zu sein: Die Märkte waren zusam-
mengebrochen, die Betriebe konnten
nur auf der Basis von Kompensations-
geschäften wieder in Gang gesetzt
werden und lebenswichtige Güter gab
es nur auf Bezugsschein oder auf dem
Schwarzmarkt. In dieser Situation sa-
hen sich die durch den Faschismus
diskreditierten Wirtschaftseliten zu
weitreichenden Zugeständnissen an die
sich reorganisierende Arbeiterbewe-
gung gezwungen. Bis weit in die Reihen

der CDU war die Forderung nach einer
demokratischen Vergesellschaftung der

Großbanken und der Schlüsselindu-
Strien verbreitet.' Unter dem Einfluß der

Besatzungsmächte wurde während des

beginnenden Kalten Krieges eine sozi-
alistische Transformation zwar verhin-
dert; bis Mitte der 50er Jahre war die
westdeutsche Arbeiterbewegungjedoch
ein erheblicher politischer Einflußfak-
tor. Vor diesem Hintergrund kam es zu
einer weitreichenden Modifikation der
Revolutions- und Reformstrategien der
linkssozialistischen Strömung in West-
deutschland.

Die traditionelle sozialistische Revo-
lutionskonzeption war untrennbar und
recht unvermittelt mit der Marxschen
Krisentheorie verknüpft: Wenn in der

bürgerlichen Gesellschaft die herr-
sehenden Ideen die Ideen der Herr-
sehenden sind, kann es nur im Verlaufe
einer Krise des Gesamtsystems gelingen,
die kulturelle Hegemonie der sozialen
Eliten zu schwächen und eine Aneignung
des gesellschaftlichen Lebensprozesses
•zu realisieren. Der Arbeiterpartei kam
dabei die Funktion zu, im Vorfeld die
Arbeiter/innen mit dem fortgeschritte-
nsten Bewußtsein zu organisieren und
als Motor der gesellschaftlichen Trans-
formation wirken zu lassen.

Nach 1945 schien diese Konzeption
aus naheliegenden Gründen fragwür-
dig: Zum einen hatte der Siegeszug des

Faschismus gezeigt, welch destruktive
Tendenzen die gesellschaftliche Krise
freisetzen kann. Die soziale Desinte-
gration bedeutete keineswegs zwingend
eine Stärkung der politischen Linken.
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Zum anderen schienen die von der
Arbeiterbewegung gewonnenen Macht-
Positionen neue Möglichkeiten be-
reitzuhalten. Wolfgang Abendroth, der

wichtigste Vordenker des Linkssozia-
lismus in der Ära Adenauer, trug in
zahlreichen Aufsätzen dieser verän-
derten Ausgangslage Rechnung. Nach
seiner Analyse sei der nach 1945 ein-
getretene Zustand des Klassengleichge-
wichts nicht von Dauer; im Falle einer
erneuten ökonomischen Krise werde
die herrschende Klasse wieder versu-
chen, außerhalb der Verfassung mit
gewaltsamen Mitteln die Machtpositi-
onen der Arbeiterbewegung zurückzu-
drängen. In dieser Situation gelte es, auf
der Legitimationsbasis des Grundge-
setzes und gestützt auf die außerparla-
mentarischen Machtressourcen der
Massenorganisationen der Arbeiter-
schaft - Abendroth hatte hier vor allem
die Gewerkschaften im Blick - diesen

Angriffabzuwehren und aus der Defen-
sive heraus eine demokratisch-sozialis-
tische Transformation der Gesellschaft
in Gang zu bringen. Die Verteidigung
der parlamentarischen Demokratie und
ihre Vertiefung zur sozialen Demokra-
tie sei dabei die zentrale Aufgabe der
Arbeiterbewegung.*

Nach der Niederlage im Kampf um
die Betriebsverfassung 1952 und die
Niederlage der SPD bei den Bundes-
tagswahlen 1953 wurde diese Konzep-
tion brüchig. Die traumatische Erfah-
rung der politischen Isolierung am
Ende der Weimarer Republik ließ die
linkssozialistischen Oppositionellen
jedoch vor einem organisatorischen
Bruch mit der Sozialdemokratie zu-
rückschrecken. Erst infolge der Nieder-
läge in der Auseinandersetzung um die
Wiederbewaffnung und nach dem de-
saströsen Ergebnis der SPD bei den
Wahlen zum Bundestag 1957 wurde die
Konzeption Abendroths in Frage ge-
stellt. Theo Pirker, der wegen seiner

aktivistischen Opposition gegen die
Aufrüstung zusammen mit Viktor
Agartz 1955 aus dem Wirtschaftswis-
senschaftlichen Institut des DGB ent-
lassen worden war, übte in einem intern
verbreiteten Zirkular scharfe Kritik an
Abendroths Aufsatz Die C/mncen der
deMisc/ien Sozialdemokratie raac/i dem
75. September 7957, der in der von
Willy Eichler herausgegebenen Zeit-
schrift Geisf und Tai erschienen war.*
Abendroth wisse, so Pirker, „daß die
Zeiten längst vorbei sind, „in der eine

Umgestaltung der Bundesrepublik mit
dem Stimmzettel und auf den sozialde-
mokratischen Tendenzen des Grundge-
setzes fußend noch möglich ist. Wer auf
die wachsende Bedeutung der Bürokra-
tie im modernen Industriestaat hinweist,

sollte in seinen politischen Überle-

gungen seine Verfassungserkenntnisse
nicht einfach verschleiern oder sie gar
auslassen." Es sei abwegig, auf eine
Erneuerung der SPD als Ganzes zu
orientieren; der Kampf gegen die Bü-
rokratisierung könne nur noch „halble-
gal" geführt werden, wobei die Sozia-
listen den Mut haben sollten, gegen die
Bürokratie „mit allen Mitteln zu kämp-
fen - auch auf die Gefahr eines Aus-
Schlusses hin".*

Mit dieser Position stand Pirker
keineswegs allein; Erich Gerlach hatte
bereits 1953 die SPD als den linken
Flügel einer staatlichen Bürokratie
gekennzeichnet und aufdie Selbstorga-
nisation der sozialistischen Arbeiter in
den Betrieben orientiert. Die neojako-
binische Fokussierung der Arbeiterpar-
teien der II. und III. Internationale auf
die Eroberung der Staatsmacht, so
Gerlach, habe zu einer Vernachlässi-

gung der Probleme geführt, die mit
einer Umwälzung der Produktions-
Sphäre verbunden seien. Es komme
darauf an, den demokratischen Kampf
um die Verfügungsmacht über die
Produktionsmittel direkt in den Betrie-
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ben zu führen und sich auf die Über-
nähme wirtschaftlicher Verwaltungs-
funktionen vorzubereiten. Historisch
gab es für diese Konzeption vor allem
zwei Anknüpfungspunkte: die Rätebe-

wegung in der Novemberrevolution
1918/19, deren untergründige Tradition
in der Diskussion über die Betriebsver-
fassung und die Mitbestimmung wei-
terwirkte, sowie den spanischen Änar-

chosyndikalismus.
Unter dem Einfluß Gerlachs setzte

sich Peter von Oertzen intensiv mit der
Rätebewegung in der Novemberrevolu-
tion auseinander und versuchte, den

syndikalistischen Gedanken der sozi-
alökonomischen Selbstbestimmung für
die linksgewerkschaftlichen Zusam-
menhänge fruchtbar zu machend Rund
um die 1960 gegründeten ArbeitsÄe/te
sammelte er eine Gruppe jüngerer
Gewerkschafter, Bildungspraktiker und
Studenten, die nach einer grundlegend
neuen Orientierung suchten. Die Dis-
kussionen dieser Gruppe markierten
eine Ablösung von den traditionellen
Organisationsvorstellungen der Arbei-
terbewegung in Deutschland mit ihrer
dualistischen Trennung in Partei und
Gewerkschaft. Mit dieser opérais-
tischen Wende gelang es, neue strate-
gische Optionen in den Blick zu neh-

men. Die politischen Ansatzpunkte
bildeten nicht mehr die zunehmend in
die Institutionen der repräsentativen
Demokratie integrierten Apparate der
Arbeiterorganisationen, sondern die
Konfliktherde auf allen gesellschaft-
liehen Ebenen, seien es die Betriebe
oder die Hochschulen.

Insbesondere Konrad Frielinghaus'
Analyse der kapitalistischen Betriebs-
organisation wurde wegweisend für die
sich entwickelnde außerparlamenta-
rische Opposition. Frielinghaus hatte
die Beobachtung gemacht, daß sich die
betrieblichen Hierarchien immer weni-
ger mit der realen Arbeitsorganisation

deckten. Ohne die selbstorganisierte
Kooperation der Belegschaften seien
die komplexen Arbeitsabläufe in der
Industrie nicht mehr zu bewältigen. Es
sei zu einer Krise der Hierarchie ge-
kommen, welche die kapitalistisch or-
ganisierte Produktion anfällig für
Formen informeller Arbeitskämpfe
mache.' Die untergründig wirkende
Belegschaftskooperation biete einen
Ansatzpunkt für eine Demokratisie-

rung der Produktionssphäre."
In den Debatten im Sozialistischen

Deutschen Studentenbund (SDS) wurde
dieser Ansatz ebenso wie die Positionen
Gerlachs und von Gertzens aufgegrif-
fen und modifiziert; so stützte sich etwa
die Hochschuldenkschrift des SDS auf
Frielinghaus' Analyse.' Wie sehr sich
SDSler vom traditionellen Sozialismus-
Verständnis entfernten, verdeutlichen
die Beiträge von Michael Vester in der
Zeitschrift newe kn'tifc: In einer kri-
tischen Auseinandersetzung mit C.W.
Mills' „Power Elite" konstatierte Ve-
ster, daß von einem zwingenden Zu-
sammenhang zwischen ökonomischer
Krise und einer Aktivierung der breiten
Massen nicht mehr ausgegangen wer-
den könne. Aber ein „nach dem Prinzip
der Machtelite stabil gehaltenes System
impliziert mit der Existenz repressiver
Apparaturen das Fortbestehen system-
sprengender Tendenzen".'" In einem
weiteren Aufsatz hob er am Beispiel der

Bürgerrechtsbewegung in den USA die
Bedeutung begrenzter, strikt immanent
vorgehender politischer Aktionen her-

vor, die an den inneren Widersprüchen
des kapitalistischen Systems ansetzten
und zu dessen Transformation beitrü-
gen. Dabei griffer auf die Tradition des

Anarchosyndikalismus zurück: „Di-
rekte Aktion nistet sich am Herzen der
inneren Widersprüche des Systems ein,
um die Irrationalität seiner 'Logik' zu
demonstrieren. Ihre Immanenz tran-
szendiert das System, indem sie seine
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inneren Widersprüche, durch die es

funktioniert, vorantreibt"." Besonderes

Augenmerk legte Vester auf die Selbst-

aufklärung und die kollektiven Lern-
prozesse der Beteiligten, die durch ihr
praktisches Verhalten zur Überwin-
dung der Entpolitisierung breiter Teile
der Bevölkerung beitragen würden.

Diese Konzeption Vesters trug ver-
änderten gesellschaftlichen Rahmen-

bedingungen Rechnung, die Johannes

Agnoli in seiner einflussreichen Schrift
Die 7rans/ormaficm r/er Demokratie
analysierte.'* Implizit stellte diese
Analyse, die zeitlich mit dem Ende der

Restaurationsperiode zusammenfiel,
das theoretische Gegenstück zur Kon-
zeption Abendroths dar. Der Terror des

Faschismus, so Agnoli, habe die poli-
tische Arbeiterbewegung zerstört und
damit die Voraussetzung für ihre ma-
nipulative Integration in die kapitali-
stische Gesellschaft geschaffen. Die
Volksparteien basierten ebenso wie
zentrale sozialökonomische Vermitt-
lungsformen - so z.B. die Tarifpartner-
Schaft - unverändert auf denselben ge-
sellschaftlichen Fundamenten wie im
Faschismus. Es habe sich ein Parteien-
oligopol gebildet, das die Herrschaft
der Eliten über die von den politischen
Entscheidungsprozessen ausgeschlos-
sene breite Masse der Bevölkerung si-
chere. Daher stelle sich für die Linke,
so Agnoli, zentral „das Problem insti-
tutioneller Strategie".

In dieser Analyse waren die Voraus-
Setzungen für eine Transformations-
Strategie im Sinne Abendroths nicht
mehr gegeben: Weder in der SPD noch
in den Gewerkschaften gab es die dafür
noch relevanten Potentiale. Insofern
war die Strategie einer radikal-subver-
siven Praxis eine neue Perspektive für
die außerparlamentarische Bewegung.
Die oppositionellen Kerne, die sich in
vielen gesellschaftlichen Bereichen bis
hin zur Armee und zur Polizei bildeten,

stellten bis in die 80er Jahre ein wich-
tiges gesellschaftspolitisches Korrektiv
und eine Alternative zur traditionellen
Arbeiterbewegung dar. Noch in der
Auseinandersetzung um die Volkszäh-
lung 1987 manifestierte sich der anti-
autoritäre Geist der Revolte der späten
60er Jahre. Die Integration der Grünen
in das politische System im Verlauf der
80er Jahre bestätigte freilich die These

Agnolis, daß eine über den Staatsappa-
rat vermittelte gesellschaftliche Eman-
zipation an der Stabilisierungs- und
Integrationskraft der bürgerlichen In-
stitutionen scheitern müsse."

Wenn die soziale Befreiung jedoch
nicht über den Staatsapparat erfolgen
kann, stellt sich dennoch die Frage nach
den Formen demokratischer Selbstor-
ganisation und ihrer Positionierung
gegenüber dem Staat. An der Rätestudie

von Oertzens hatte Abendroth zutref-
fend kritisiert: „Die Geschichte des
Jahres 1919 führt immer wieder zu der

Konsequenz, daß es eine syndikali-
stische Utopie ist zu glauben, man
könne sozusagen am Staatsapparat
vorbei zu irgendwelchen haltbaren
Lösungen gelangen"." Es komme da-
rauf an, antwortete von Oertzen, welche

Aufgabe man der Partei zuschreibe.
Nach seiner Auffassung solle das Ziel
nicht in der staatlichen Machtergreifung
der Partei liegen, sondern die Partei
solle die bürgerliche Staatsmacht besei-

tigen und die Emanzipation der Arbei-
terklasse im wirtschaftlichen Bereich
ermöglichen. Auch hier lehnte sich von
Oertzen an Erich Gerlach an, der am
Beispiel der französischen Volksfront
von 1936 gezeigt hatte, daß eine parla-
mentarische Mehrheit der Linken die im
Staatsapparat konzentrierte politische
Macht des Bürgertums zeitweise para-
lysieren und den außerparlamenta-
rischen Bewegungen die notwendigen
Spielräume ermöglichen kann. Das
Parlament, so Gerlach, habe dabei die
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Funktion, die neuen gesellschaftlichen
Verhältnisse zu sanktionieren." Die
demokratischen Grundprinzipien wie
etwa die Gewaltenteilung - in diesem
Punkt übernahm von Oertzen die
Abendrothsche Grundgesetzinterpreta-
tion - müssten freilich auch in einem

Rätesystem bewahrt bleiben."
Die Implikationen der Position von

Oertzens sind weitreichend: Es ist ei-
nerseits von entscheidender Bedeutung,
die antikapitalistische Opposition de-
mokratisch zu organisieren, anderer-
seits ist es zwingend erforderlich, die
Auseinandersetzung zu suchen und die
Legitimationsbasis in den bestehenden
Institutionen und Massenorganisati-
onen herzustellen. Das Spannungsver-
hältnis zwischen sozialistischer Partei-
organisation und sozialer Bewegung
läßt sich in der bürgerlichen Gesell-
schaft keineswegs auflösen, erfährt
aber im Gegensatz zum traditionellen
sozialdemokratischen respektive links-
sozialistischen Etatismus eine entschei-
dende Schwerpunktverlagerung: Die
Beteiligung an Wahlen und die Tätig-
keit im Parlament kann nur ein Moment
des außerhalb staatlicher Institutionen
erfolgenden sozialen Emanzipations-
Prozesses selbst sein. Die auf betrieb-
licher Ebene organisierten Arbeiter/
innen haben dabei nicht nur die Aufga-
be, in der Sphäre der Ökonomie die
Interessen der Lohnabhängigen zu
wahren, sondern darüber hinaus im
gewerkschaftlichen Rahmen zur Aus-
Weitung der Mitbestimmung zur Selbst-

bestimmung beizutragen."
Angesichts des verengten Spiel-

raums für parlamentarische und tarif-

politische Intervention kommt der
Neuentwicklung demokratischer Orga-
nisationsformen in allen gesellschaft-
liehen Bereichen eine zentrale Bedeu-

tung zu. Diese dürfen, wenn sie als
basisdemokratische Selbstorganisation
sich als eine Antwort auf die Krise der

Repräsentation verstehen wollen, nicht
Anhängsel von Partei- oder Gewerk-
Schaftsapparaten sein, noch können sie

auf eine institutionelle Vermittlung
gegenüber den organisierten kapitali-
stischen Interessen - etwa in den Par-
lamenten oder in Tarifverhandlungen

- verzichten." Es wird daher um eine

Stärkung der Autonomie der einzelnen
Partei- und Gewerkschaftsgliederungen
gehen bei einem gleichzeitigen Ausbau
föderativer Kooperationsstrukturen.
Die Alternative zur den vertikal zentra-
lisierten Organisationen besteht in einer
horizontalen Vernetzung, die in ihrer
Fortsetzung eine breite, auf alle sozial
abhängigen Gesellschaftsschichten
ausgerichtete Bündnispolitik erfor-
dert." Die konzeptionelle Debatte über
Gegenhegemonie und Gegenöffentlich-
keit, also die Entwicklung einer von den

bürgerlichen Medien unabhängigen
Diskussion, ja politischen Kultur, ein-
schließlich der dazu erforderlichen
materiellen Grundlagen, ist damit eng
verknüpft. Es wird darauf ankommen,
jenes Spannungsverhältnis zwischen
institutionellen und außerinstitutio-
nellen, parlamentarischen und ausser-

parlamentarischen Kräften in einer
produktiven Dynamik zu halten und

gleichzeitig die Autonomie dieser „As-
soziationen freier Individuen" auszu-
weiten.
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Herausgeberkreis der Schriften von
Wolfgang Abendroth und WISSEN-
Transfer am 6. Mai 2006 eine Konferenz
unter dem Titel „ Arbeiterbewegung -
Wissenschaft - Demokratie" in Frank-
furt am Main, auf der weniger die Bio-
graphie* von Wolfgang Abendroth,
sondern vor allem die Frage nach der

wissenschaftlich-analytischen und po-
litisch-strategischen Aktualität seines
Denkens für die politische Neuformie-
rung der Linken am Anfang des 21.
Jahrhunderts thematisiert worden ist.
Der von Urban/Buckmiller/Deppe he-
rausgegebene Band dokumentiert die
auf der Tagung gehaltenen Beiträge.

Zahlreiche Linke, vor allem jüngere,
fragen sich bestimmt: Wer ist denn
dieser Wolfgang Abendroth gewesen,
in welcher Tradition hat er gestanden,
was ist so wichtig und interessant an
ihm? Kurz gesagt: Wie kaum ein ande-
rer verkörpert der Jurist und Politik-
Wissenschaftler Wolfgang Abendroth
die Geschichte der Linken in Deutsch-
land. Jürgen Peters (S. 12-20), Jürgen
Habermas (S. 21-24), Uli Schöler (S.
69-79) und Franziska Wiethold (S.
201-203) machen in ihren mit person-
liehen Erinnerungen angereicherten
Beiträgen sehr deutlich: Ein Teil der

Aktualität Abendroths besteht in seiner
persönliche Integrität und 'Vorbild-
funktion. Und sein Leben ist ein Leben
in der Arbeiterbewegung und für die
Arbeiterbewegung: aufgewachsen in
einer sozialdemokratischen Lehrerfa-
milie, seit 1920 im Kommunistischen
Jugendverband, Mitglied in der KPD,
1928 als Anhänger der 'rechten' Kom-
munistischen Partei Opposition aus der
KPD ausgeschlossen, Widerstand ge-
gen den Faschismus, wegen „Hochver-
rats" zu vier Jahren Zuchthaus verur-
teilt, im Strafbataillon 999 aufLémnos,
Desertion zum griechischen Wider-
stand, dann in britischer Kriegsgefan-
genenschaft. Nach Kriegsgefangen-
schaft 1946 Mitarbeit in der Justizver-
waltung der SBZ; 1948 Flucht in den
Westen. Von 1946 bis zum Ausschluss
1961 (wegen Gründung der Förderge-
Seilschaft des SDS, auf deren Entste-
hung Heinz Brakemeier auf S. 175-187

eingeht) Mitglied in der SPD. An der
Seite der Gewerkschaften leistet er
juristische Beratungen gegen Wieder-
bewaffnung, Einschränkung des
Streikrechts und Disziplinierung der
Gewerkschaften, gegen Notstandsge-
setzgebung und Berufsverbote.

Abendroth ist ein Querdenker, er ist
der „Partisanenprofessor im Lande der
Mitläufer" (Jürgen Habermas), Staats-
rechtslehrer und Mitbegründer der Po-
litikwissenschaft in der BRD, der sich
kompromisslos für die Verteidigung der
Prinzipien des demokratischen und
sozialen Rechtsstaats engagiert. Er ist
ein unermüdlicher Streiter für die Ak-
tualisierung des Marxismus, wie André
Leisewitz auf S. 191-195 am Beispiel
der Zusammenarbeit zwischen Abend-
roth und dem Institut für Marxistische
Studien und Forschungen (IMSF) knapp
illustriert, und treibt die kritische Auf-
arbeitung der Geschi chte der Arbeiter-
bewegung voran. Abendroth ist akade-
mischer Lehrer und „organischer Intel-
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lektueller" der Arbeiterbewegung (dazu
David Solomon auf S. 210-212), der vor
allem das selbständige Denken und

politische Handeln von vielen Studie-
renden und Gewerkschaftlerinnen ge-
prägt hat. Abendroth ist auch einer der

wichtigsten Repräsentanten der außer-

parlamentarischen politischen Bewe-

gungen vor allem der 1960er und 70er,
aber auch noch der 80er Jahre des 20.

Jahrhunderts.
Neben der persönlichen Integrität ist

das politische und wissenschaftliche
Werk und Wirken von Abendroth im-
mer noch von enormer Bedeutung, wie
Alex Demirovic (S. 27-46),Frank Dep-
pe (S. 47-66), Joachim Pereis (S. 101-

110), Gerhard Stuby (S. 125-137) sowie
Michael Buckmiller (S. 141-154) an-
hand verschiedener Themenbereiche
überzeugend nachweisen.

Eine zentrale Thematik im Werk
Abendroths ist die Frage der „Demo-
kratie in einer antagonistischen Gesell-
schaft" gewesen. Knapp - aber sehr

prägnant - hält Franziska Wiethold
fest, was Wolfgang Abendroth im
Unterschied zu vielen orthodoxen
Marxisten ausgezeichnet hat, nämlich
sein Verhältnis zum Rechtsstaat und
zur Demokratie, auch das Insistieren
auf den Meinungspluralismus. Er hat
nach der Erinnerung von Franziska
Wiethold stets davor gewarnt, Rechts-
Staatlichkeit und pluralistische Demo-
kratie als bloße Ideologie des kapitali-
stischen Systems abzutun. Abendroths
„Verhältnis zu Rechtsstaat und Mei-
nungsvielfalt war nicht nur taktisch.
Wenn er sich mir den Bedi ngungen des

Übergangs vom Kapitalismus zum
Sozialismus beschäftigte, geschah dies

[...] in der Hoffnung, dass sich der
Sozialismus in hochentwickelten In-
dustriegesellschaften ohne Diktatur
des Proletariats im Rahmen der parla-
mentarischen Demokratie durchsetzen
könne." (S.202)

Dass diese Konzeption Abendroths
nichts mit einem bloßen sozialen Re-
formismus zu tun hat, sondern eine auf
die Überwindung des kapitalistischen
Gesellschaftssystems gerichtete sozia-
listische Rechts- und Verfassungspoli-
tik in einer spezifischen historischen
Situation ist, verdeutlicht beispielswei-
se ein längeres Zitat Abendroths aus
dem Jahr 1981, das Gerhard Stuby auf
Seite 131 aufgenommen hat. Abendroth
war auch am Zusammenhang zwischen
dem System der Internationalen Bezie-
hungen, der darin jeweils wirkenden
internationalen Klassenkräfte und der
durch diese bedingten internationalen
Klassengleichgewichte sowie der u.a.
wiederum dadurch modifizierten Klas-
sengleichgewichte und sozialistischen
Strategien auf der Ebene der National-
Staaten stark interessiert.

Bedauerlicherweise werden diese

grundlegende und für seine politischen
und juristischen Konzeptionen funda-
mentale Arbeiten Abendroths - die er
ansatzweise bereits in den 30er Jahren

in seiner Dissertation über die B- und
C-Mandate des Völkerbundes geäußert
hat-bis heute sowohl in der Diskussion
über die Globalisierungsproblematik als
auch in Strategie- und Taktik-Diskussi-
on der sozialistischen Linken kaum

gewürdigt, geschweige denn produktiv
weiterentwickelt, wie z.B. innerhalb des

aktuellen Diskurses über die IVeogram-
sczanz.se/ze« _Pera/?eta've« zfer/n/erna/z'-
ona/en ßez/e/zzmge«. Dieses ist umso
erstaunlicher, da sich einige Überle-

gungen Abendroths bei den sozialis-
tischen Projekten in einigen Ländern
Südamerikas wiederfinden lassen.

Sehr lesenswert ist der Beitrag von
Hans-Jürgen Urban (S. 80-98) „Ge-
werkschaftspolitik als Demokratiepo-
litik". Er arbeitet sehr detailliert die
verschiedenen Aspekte der Gewerk-
Schaftskonzeption Abendroths heraus
und hinterfragt sie hinsichtlich ihrer
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Aktualität. Urban betont gleichfalls die
Abendroth 'sehe verfassungsrechtliche
und demokratietheoretische Position in
der politischen Auseinandersetzung,
nämlich dass das Grundgesetz die de-
mokratisch legitimierte Option einer
sozialistischen Transformation der
Sozialordnung in der BRD enthält, mit
der eine umfassende Demokratisierung
von Wirtschaft und Gesellschaft ge-
meint ist. Bei dieser möglichen sozia-
listischen Transformation muss Demo-
kratie zum inhaltlichen Prinzip der
gesamten Gesellschaft werden, die
Demokratie muss zu einer sozialen
Demokratie erweitert werden und in
die Sphären der Wirtschaft und der
Gesellschaft, aber auch in die Sphäre
der Kultur ausgedehnt werden. Es ist
Hans-Jürgen Urban in seinem Resümee

zuzustimmen, dass Wolfgang Abend-
roth zu einer Strategiedebatte anregt
und dazu einige wertvolle Beiträge
geliefert hat, die jedoch bislang in der
aktuellen Debatte noch nicht hinrei-
chend rezipiertund thematisiertworden
sind.

Diese kritische Einschätzung wird
auch durch die vor kurzem erschienene

politikgeschichtliche Untersuchung
von Richard Heigl über Wolfgang
Abendroth und die Neue Linke in den
60er Jahren untermauert. Sie ist nicht
nur eine notwendige Ergänzung zu dem
Band von Urban/Deppe/Buckmiller, sie
bereichert auch die Abendroth-For-
schung, konzentriert auf die 50er und
60er Jahre.

Heigl zeigt in seiner Studie unter
Einbeziehung der unabhängigen mar-
xistischen, kommunistischen und

sozialdemokratischen Diskussionen in
den 20er und 30er Jahren u.a. auf, wie
sich Abendroth bereits früh zur Zeit der
Weimarer Republik eine unabhängige
politische und theoretische Konzeption
erarbeitet hat, die stark durch seine

damaligen politischen Lehrer und
Vorbilder geprägt wurde: Paul Fröh-
lieh, August Thalheimer und Heinrich
Brandler. Interessant ist dabei beson-
ders, wie stark Heigl hier den noch sehr

jungen Abendroth in die anfänglich vor
allem von Rosa Luxemburg und später
dann durch Antonio Gramsci ausgear-
beitete spezifische marxistische Denk-
weise und Traditionslinie einordnet.

Gut dokumentiert wird Abendroth's
Ringen um einen „radikaldemokra-
tischen" Sozialismus als Alternative
zur Restauration und Stalinisierung in
den 50er Jahren, Von den zahlreichen
Ausführungen und Rekonstruktionen
der politischen Konzeption und Praxis
Abendroths sind diejenigen zu der
Parteitheorie (S. 76-85) sowie zu Pro-
blemen der Arbeiterbewegung mit der
demokratischen Verfassung (S. 103-

114) von besonderem Interesse, betref-
fen sie doch zentrale Fragen des aktu-
eilen Demokratiediskurses.

Andreas Diers

Zum Leben von Wolfgang Abendroth bis
Ende 1948 siehe die Teil-Biographie: An-
dreas Diers : Arbeiterbewegung-Demokratie

- Staat. Wolfgang Abendroth. Leben und
Werk 1906-1948, VSA-Verlag Hamburg
2006,628 S. (39,80 Für die Jahre 1949-
1985 steht eine Biographie Abendroths noch
aus.
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